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SPD-Ratsfraktion Everswinkel 

zum 

Haushalt 2026 

 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,  

meine sehr geehrten Damen und Herren, 

das folgende Zitat von Kurt Schumacher hatte ich bereits an den Anfang 

meiner letzten Haushaltsrede gestellt, es lautet: 

„Politik beginnt mit der Betrachtung der Wirklichkeit“.  

Leider hat es bisher bei der Aufstellung des Haushaltes für 2026 noch 

nichts bewirkt, wie wir im weiteren Verlauf noch sehen werden. 

 

Auch im Jahr 2025 konnten wir keine wirkliche Verbesserungen bei den 

weltweiten Konflikten verbuchen: weder zwischen dem Gazastreifen und  

dem Westjordanland mit Israel und schon gar nicht beim Krieg in der Uk-

raine mit Russland sehen wir ein Ende des Terrors mit Töten und Zerstö-

rung in greifbarer Nähe.  

Die Spannungen zwischen China und Taiwan wurden weiter eskaliert 

und seit kurzem ist nun auch Japan einbezogen. 

Im Sudan flammt ein lange währender Konflikt erneut auf. 

Seit Anfang 2025 regiert in den USA ein Präsident, der fast täglich für 

neue Überraschungen sorgt und sowohl Bündnisse, Absprachen und 

Vereinbarungen sehr individuell auslegt oder gleich aufkündigt. Über al-

lem steht sein Wahlspruch: „Amerika first“, und alle anderen Ländern ha-

ben sich ihm unterzuordnen. 

Diese politische Lage beeinflusst die gesamte Welt und hinterlässt Spu-

ren in Europa, Deutschland und auch hier in unserer Gemeinde.  
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Wir beobachten weiterhin Flüchtlingsströme, Lieferengpässe, Preis-

schwankungen, den Ruf nach mehr Unabhängigkeit für Europa bei digi-

taler Infrastruktur und Kommunikation und der dazu gehörenden industri-

ellen Produktion sowie größere Anstrengungen was die eigene Verteidi-

gungsfähigkeit angeht. Hinzu kommen Anforderungen bei der Instand-

setzung und Erneuerung der Infrastruktur. 

Bei der Lösung vieler dieser Aufgaben soll das 500 Mrd. € Paket helfen, 

für das der Bund zusätzliche Schulden aufgenommen hat. 

 

Auch im Jahr 2025 haben radikale oder nationalistische Politiker und 

Parteien bei Wahlen Stimmen hinzugewonnen, oft auch unterstützt durch 

den amerikanischen Präsidenten und sein direktes Umfeld. Das mussten 

wir leider auch bei der diesjährigen Bundestagswahl sowie der Kommu-

nalwahl in NRW erfahren. Die Bildung von handlungsfähigen Regierun-

gen wird immer schwieriger. Leider führt dies auch zu einer weiteren 

Schwächung und einem Schleifen der demokratischen Grundordnungen 

in vielen Gesellschaften. Wir alle sind aufgerufen, uns diesem Prozess 

entgegen zustellen und unsere Demokratie wehrhaft zu halten. 

Letztes Jahr konnte ich an dieser Stelle über den Sturz des Diktators in 

Assad in Syrien berichten. Statt einer zunehmenden Stabilisierung wird 

dieses Land weiterhin von Iran und Israel bombardiert. Bereits damals  

übertrafen sich CDU und AFD mit ihren Vorschlägen um mehr und 

schneller Geflohene zurück nach Syrien zu schicken. Weiterhin be-

obachten wir eine unsägliche und unchristliche Diskussion über die 

Rückkehr von Flüchtlingen nach Syrien. Unser CDU-Außenminister stellt 

bei einem Besuch in Syrien fest, dass er sich eine Rückkehr in völlig zer-

störte Regionen ohne Infrastruktur nicht vorstellen kann und erhält dafür 

die Schelte seiner eigenen Partei. Gleichzeitig will man hiesigen syri-

schen Flüchtlingen einen Besuch in Syrien untersagen und spricht von 

Flüchtlingstourismus. Besonders perfide empfinde ich den Umgang mit 

afghanischen Menschen, die unsere Soldaten als Zivilangestellte vor Ort 

unterstützt haben und dadurch bei den Taliban in Verruf geraten sind. 

Bei einem chaotischen Abzug unseres Militärs wurden sie zurückgelas-

sen und trotz Einreisezusage nach Deutschland warten sie seit Jahren in 
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Pakistan auf die benötigten Dokumente. Immer mehr dieser Wartenden 

droht mittlerweile die Rückführung nach Afghanistan. Was ist eigentlich 

aus unserer so oft zitierten Solidarität und Menschlichkeit geworden? 

Wofür steht eigentlich das „C“ bei einigen unserer Parteien. Hier stellen 

sich leider immer mehr Politiker neben die AFD und übernehmen in Tei-

len deren Argumentationen. Aber nicht durch den Versuch deren The-

men zu besetzen überwinden wir die AFD, statt einer Halbierung muss-

ten wir bei der Bundestagswahl leider eine Verdoppelung von deren Er-

gebnissen registrieren. 

Auch weiterhin brauchen hilfesuchende Flüchtlinge aus der Ukraine und 

anderen Kriegsregionen in der Welt auch im kommenden Jahr unsere 

Unterstützung. Die Zahlen der Ankommenden gehen insgesamt zurück, 

aber auch 2025 kamen erneut Flüchtlinge zu uns nach Deutschland. 

Auch für diese benötigen wir in Zukunft Wohnraum, Betreuung, Plätze in 

Kindergärten und Schulen, ärztliche Versorgung und Unterstützung zum 

täglichen Leben. Zum Glück bietet unsere Kommune immer noch Hilfe 

an und übt sich in Solidarität für die Neuankommenden und die bereits 

hier Lebenden.  

Die SPD richtet ihren besonderen Dank an die vielen ehrenamtlichen 

Helferinnen und Helfer die, wie auch in den zurückliegenden Jahren, 

durch ihr Engagement dafür gearbeitet haben, dass die nötige Versor-

gung und die Eingliederung unserer neuen Mitbewohner möglich wurde. 

Gerade unsere Vereine, Feuerwehr, DRK, die Kirchen und viele Einzel-

personen haben durch ihre Unterstützung geholfen, zahlreiche Probleme 

zu lösen. 

Auch den Mitgliedern der Verwaltung und des Bauhofes möchten wir be-

reits an dieser Stelle unseren Dank aussprechen, denn in 2025 wurde Ihr 

Einsatz wieder vielfältig benötigt. Für diese Arbeit und Unterstützung 

auch unter menschlich teilweise belastenden Eindrücken und Rahmen-

bedingungen verdienen sie Alle unseren tiefempfundenen Respekt und 

unsere Anerkennung. 
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Betrachten wir den Haushaltsentwurf für 2026 und die Folgejahre bis 

2029 so sehen wir ein Zahlenwerk mit sehr großen Beträgen für eine 

Vielzahl von einzelnen Maßnahmen hier in unserer Gemeinde.  

• Die Anbindung des Gewerbegebietes Nord 

• Die Erschließung des Gewerbegebietes Nord  

• Der Endausbau des Gewerbegebietes Grothues 

• Der Endausbau am Bergkamp III 

• Die Umgestaltung des Ortskerns 

• Die Erneuerung der Münsterstraße,  

• Der Kreisverkehr an der Bahnhofstraße 

• Der Neubau der Feuerwache in Alverskirchen 

• Der Kita-Neubau auf dem Gelände des Vitus-Saunadorfes   

• Die Erweiterung der Verbundschule 

• Der Parkplatz an der Verbundschule 

Schon die Kosten für diese geplanten Maßnahmen summieren sich auf 

über 37 Mio. € Ausgaben für die kommenden Jahre.  

Dabei sind bestimmte Kosten noch gar nicht im Haushalt aufgeführt. Für 

das Gewerbegebiet Nord entstehen weitere Kosten für den Grunder-

werb. Seriöse Berechnungen gehen in der Summe von mindestens 25 

Mio. € Gesamtkosten für die Errichtung des Gewerbegebietes Nord aus 

und wir befürchten  dies wird nicht reichen. Im Zusammenhang mit der 

geplanten interkommunalen Wohnungsbaugesellschaft sollen in Evers-

winkel 72 Wohneinheiten mit bezahlbaren Mieten entstehen. Hierfür 

wurde uns in zurückliegenden Ausschussberatungen ein aufzubringen-

des Eigenkapital von ca. 5 Mio. € genannt, davon stehen bereits 1,3 Mio. 

im Haushalt. Somit wären wir schnell bei einem Gesamtbedarf von ins-

gesamt weit über 50 Mio. €, wenn man nur die kostenintensivsten Maß-

nahmen bis 2029 betrachtet. Die Kosten für eine neue Feuerwache in E-

verswinkel tauchen in der mittelfristigen Planung noch gar nicht auf.                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                            

Beim Ergebnisplan von 2026 bis 2029 wird in 4 Jahren ein Defizit von ca. 

- 8 Mio. € und beim Finanzplan wird im gleichen Zeitraum ein Defizit von 

- 37 Mio. € prognostiziert. Das Minus in beiden Plänen wird seit Jahren 

immer größer und die Verluste steigen auch in den kommenden Jahren 

erneut deutlich an. 
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Insbesondere der Verlust unserer liquiden Mittel ist besonders besorg-

niserregend. Beginnend mit + 7,2 Mio. € Ende 2024 und -8,4 Mio. € 

Ende 2029 sehen wir in der Bilanz eine Reduktion um ca. 16 Mio. € in 5 

Jahren. Gleichzeitig richten wir zusätzlich die Möglichkeit ein, in den 

kommenden Jahren 5 Mio. € Liquiditätskredite pro Jahr zu besorgen. 

Das bedeutet 5 Mio. €, um die laufenden Kosten zu bezahlen. Dies er-

höht zwar die liquiden Mittel, gleichzeitig aber auch die Verschuldung. 

Zusätzlich  können jährlich noch 3 Mio. € als Investitionskredite aufge-

nommen werden. Hierfür fallen aber zusätzlich Tilgungs- und Zinszah-

lungen an. Bereits im kommenden Jahr sind nur für die Zinszahlungen 

bereits 200.000 € eingestellt. Im Jahr 2028 sollen die Zinszahlungen be-

reits auf 350.000 € ansteigen. Diese Summen sind aber unsicher, da es 

natürlich noch auf das Zinsniveau bei Kreditaufnahme ankommen wird. 

Sollten wir die dazugehörigen Tilgungen nicht leisten können, wäre eine 

erweiterte Kreditaufnahme, sprich zusätzliche Schulden, unumgänglich. 

Die pro Kopf Verschuldung sämtlicher Einwohner und Einwohnerinnen 

steigt dadurch soll von 110 € auf 901 € wachsen. Das bedeutet einen 

Anstieg auf das 8-fache. 

Einen weiteren Investitionskredit über insgesamt 8,0 Mio. € zur Finanzie-

rung des neuen Feuerwehrgebäudes in Alverskirchen, mit einer Laufzeit 

von 30 Jahren also bis ca. zum Jahr 2056, haben wir bereits für 2025 ge-

nehmigt. Dessen Begleichung belastet den Haushalt ebenfalls. 

 

Diese enorme Verschlechterung unserer finanziellen Situation tritt dann 

ein, wenn wir  

1. sämtliche geplanten Ausgaben und Investitionen bis Ende 2028 

auch tatsächlich tätigen und  

2. die tatsächlichen Steuereinnahmen nicht höher als in der Prognose 

ausfallen. Die prognostizierten Gewerbesteuereinnahmen für 2026 

orientieren sich mit 6,5 Mio. € an den gesunkenen Einnahmen des 

laufenden Jahres. Die national vorausgesagte Wirtschaftsleistung 

für das kommende Jahr, lässt kaum Raum für Optimismus. 
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Im Jahr 2027 kommt es zu einer prognostizierten Verringerung der allge-

meinen Rücklage um - 4,11 %, um über -10% in 2028 und um erneut - 

4,84% in 2029. Das Haushaltssicherungskonzept ist drohend am Hori-

zont zu erkennen.  

Auch die vom Bürgermeister bei der Haushaltseinbringung vorgebrachte 

Steuererhöhung wird nicht die Lösung für unsere finanziellen Probleme 

sein. 

Aber im gesamten Haushalt sucht man vergeblich nach geplanten Einspa-

rungen oder Kürzungen. Im Gegenteil, die im Sommer mit allen Fraktions-

vorsitzenden besprochene Prioritätenliste, die zu einem vorläufigen Stopp 

der Verbundschulerweiterung führen sollte, wurde im Haushalt nicht be-

rücksichtigt. Obwohl die Intention und der Bedarf für die Erweiterung wei-

terhin nicht im politischen Raum diskutiert worden sind, steht diese Posi-

tion ohne jeglichen Austausch genauso wieder im Haushalt, genau wie 

der damals ebenfalls mit Stopp versehene Parkplatz an der Verbund-

schule. Die Kosten für beide Projekte belaufen sich auf über 5 Mio. 

 

 

Die hier aufgeführten Kosten - und das sind nur die größten Posten - las-

sen der Gemeinde keine Spielräume. Unklar ist auch, wie es zukünftig 

mit Zuschüssen von Bund und Land weitergehen wird. Erwähnen möch-

ten wir hier beispielhaft das Deutschlandticket für die Schülerbeförde-

rung, dessen Fortführung für die kommenden Jahre erneut teurer gewor-

den ist. 

Viele Jahre haben sich Bürgermeister und hiesige CDU ausufernd über 

fehlende Schlüsselzuweisungen vom Land beschwert. Nun kommen ab 

2026 knapp 2 Mio. € Schlüsselzuweisungen. In unserem Haushalt wer-

den diese auch bis 2029 planmäßig aufgeführt, also 8 Mio. € für die kom-

menden 4 Jahre. Diese Schlüsselzuweisungen erhält die Gemeinde als 

Solidarleistung vom Land NRW, um die Chancengleichheit zu wahren. 

Unsere Finanzkraft ist geringer als der Ausgabenbedarf. Das Land geht 

nunmehr davon aus, dass Everswinkel seine Aufgaben ohne staatlichen 
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Transferleistungen nicht bestreiten kann. Wir konnten noch nie verste-

hen wie man in der Vergangenheit regelmäßig Schlüsselzuweisungen 

fordern konnte. Sie sind  doch ein Indiz dafür, dass es unserer Ge-

meinde finanziell schlechter geht. Auf diese Solidarleistung würden wir 

gerne wieder verzichten können, zumal das Land NRW im laufenden 

Jahr 2 Mrd. € Schulden aufnehmen musste, aus denen auch die Schlüs-

selzuweisungen finanziert werden.  

 

Die Übertragung von Aufgaben durch Bund und Länder auf die Städte 

und Gemeinden hält weiter an, man sorgt aber nicht für eine ausrei-

chende Finanzierung. Es muss aufhören, dass durch diese Aufgabenver-

schiebung die Kommunen immer stärker unter Druck geraten.  

Leider werden die 21 Mrd. €, die der Bund zur Stärkung der Kommunen 

an das Land NRW gibt nur zur Hälfte direkt an die Kommunen weiterge-

leitet. Die andere Hälfte soll in neue Förderprogramme gesteckt werden, 

aber Obacht bei solchen Förderprogrammen müssen häufig wiederum 

50% der Gesamtkosten von den Kommunen getragen werden. Hier öff-

nen sich weitere Schuldenfallen.  

Der aktuelle Stellenplan erscheint uns für die Erledigung unserer Aufga-

ben angemessen zu sein. Problematisch sehen wir aber das Durch-

schnittsalter der Mitarbeiter, da 45% der Mitarbeiter älter als 55 Jahre 

sind. Damit hat das Durchschnittsalter in Everswinkel den höchster Wert 

aller Kommunen in NRW bis 10.000 Einwohner. Hierzu wird es sicherlich 

zukünftig auf eine ausgeprägte Personalplanung ankommen. Was ist ei-

gentlich aus der vor 2 Jahren angesprochenen Einführung von Puffer- 

oder Buddystellen geworden, um den Verlust von Knowhow beim Ren-

teneintritt unserer Bediensteten zu verhindern? Auch diesmal sehen wir 

hiervon nichts im Stellenplan.  

 

Bezüglich der Hebesätze für Grund- und Gewerbesteuer soll es 2026 bei 

den bisherigen Werten bleiben. 

Die Ratsparteien haben sich jedoch darauf verständigt, dass wir uns in 

der Mitte des Jahres 2026 inhaltlich mit der Möglichkeit differenzierter 
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Hebesätze beschäftigen werden. Dies könnte zu einer Entlastung bei 

den Hebesätzen für privat genutzte Gebäude führen. Denn den systema-

tischen Vorteil einer niedrigeren Grundsteuer bei gewerblich genutzten 

Gebäuden, könnten wir durch die Einführung von unterschiedlichen He-

besätzen (differenzierte Hebesätze) für die beiden Nutzungsarten ent-

schärfen oder beheben. Davon würden übrigens auch die Landwirte pro-

fitieren, da deren Wohngebäude ab 2025 ja ebenfalls nach der Grund-

steuer B für Wohnnutzung berechnet wird.  

 

 

Bereits in den zurückliegenden Jahren haben wir bemängelt, dass einige 

der Entscheidungen zu besonders zukunftsrelevanten Projekten mit gro-

ßer Eile und ohne ausreichenden vorangegangenen Austausch unter 

den Ratsparteien erfolgt war. Zur Erinnerung möchten wir auf drei davon 

näher eingehen: 

 

1. Das neue Gewerbegebiet Nord erschien uns von Beginn an zu groß 

und an der falschen Stelle. Zumal der Gemeinde etwas nördlich vom 

jetzt geplanten Standort bereits große Flächen gehören. Der zu-

nächst zugesagte Kompromiss, das Gewerbegebiet stufenweise zu 

erschließen, wurde auch in den diesjährigen Haushaltsberatungen 

nicht weiter verfolgt. Für Erschließung und Anbindung über einen 

zusätzlichen Kreisverkehr stehen schon jetzt fast 7 Mio. € im Haus-

halt. Es fehlen z.B. aber noch die Kosten für den Erwerb, sodass 

hier realistische Kosten von insgesamt über 25 Mio. € anfallen könn-

ten. 

 

Gleichzeitig erreichen uns seit 2024 immer neue Nachrichten, die 

sich mit der Erweiterung des Gewerbegebiets Grothues Ost be-

schäftigen. Uns würde eine Entwicklung an diesem Gewerbegebiet 

mit ca. 4 ha Erweiterungsfläche als ausreichend für den benötigten 

Bedarf erscheinen. Bisher haben wir aber den Eindruck gewonnen, 

dass der Bürgermeister diese Option nicht mit der wünschenswerten 
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Konsequenz verfolgt. Er hatte von Beginn an wohl nur die nördliche 

Variante im Blick.  

Insbesondere bei der befürchteten Entwicklung der deutschen Wirt-

schaft, erscheint es uns fraglich ob ein Gewerbegebiet dieser  Größe 

mit über 10 ha zielführend sein kann. Everswinkel müsste hierfür mit 

vielen Millionen € für einen langen Zeitraum in Vorleistung treten. Es 

wird Jahre für die Erstellung dieses Gewerbegebietes benötigen, 

dann kann erst mit dem Verkauf begonnen werden. Der Verkauf der 

jeweiligen Flächen wird wiederum erwartungsgemäß Jahre brau-

chen und nur einen Bruchteil der Kosten über den Verkaufspreis ein-

bringen. Dann müssen die Werkstätten errichtet werden und an-

schließend kann es weitere Jahre dauern bis hoffentlich die erste 

Gewerbesteuer an uns fließt. Wir müssen hier mit einem Zeitkorridor 

von ca. 10 Jahren rechnen. Während der gesamten Zeit fallen aber 

Zinsen und Tilgung für die geleisteten Investitionen an, da wir die 

Finanzen für dieses Gewerbegebiet nicht haben. Wir würden daher 

eine Erweiterung von Grothues Ost mit einer überschaubaren Flä-

che und geringeren zu erwartenden Kosten bevorzugen. 

 

 

 

2. Zur Ortkernumgestaltung ist im zurückliegenden Jahr schon viel ge-

sagt und geschrieben worden. Auf drei Aspekte möchte hier einge-

hen. Es werden im Planungsgebiet an der Kirchmauer und am Park-

platz Brunnenstraße ca. 30 Parkplätze wegfallen, darunter sämtliche 

unterhalb der Kirchmauer. Es werden 10 große Bäume gefällt. Dafür 

10 neue Bäume zu pflanzen ist kein ausreichender Ersatz. Um die 

Sauerstoffproduktion 1 alten Baumes zu ersetzen bedarf es ca. 4-5 

neuer Bäume. Bis diese den gleichen Schatten werfen vergehen 

Jahrzehnte. 

Bei den Kosten für die Ortskernumgestaltung gab es auch eine er-

hebliche Steigerung in diesem Jahr. Im Februar diesen Jahres wur-

den die Gesamtkosten noch mit 6,3 Mio. € angeben. Im Haushalt 

stehen jetzt 9,7 Mio. €. Als Erklärung für diese gewaltige Kostenstei-

gerung wurden höhere Lohn- und Materialkosten angegeben. Dies 

entspricht einer Steigerung um über 50% in 9 Monaten.  
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Wir sind weiterhin der Überzeugung, dass diese Umgestaltung nicht 

zielführend und überdimensioniert ist. Hinzu kommen jetzt noch da-

vongaloppierende Kosten. Everswinkel kann sich dieses Projekt 

nicht leisten.  

Wir haben bereits mehrere Hundert Unterschriften gegen diese 

Ortskernumgestaltung gesammelt und diese Sammlung wird im 

kommenden Jahr fortgesetzt, denn noch kann die Umsetzung ver-

hindert werden. 

 

3. Die Erweiterung der Verbundschule ist die dritte Investition die er-

wähnt werden muss. Die hatten alle Fraktionsvorsitzenden gemein-

sam mit dem Bürgermeister im Sommer auf Eis gelegt. Bereits bei 

den Haushaltsberatungen im letzten Jahr hatte diese geplante Er-

weiterung für Unmut gesorgt, als es damals um die Pläne dazu mit 

fast 4 Mio. € Kosten gehen sollte. Die dabei aufgekommene Kritik 

am fehlenden Austausch zu Notwendigkeit, Planung und Ausgestal-

tung würde ich hier gerne wieder aufgreifen. Nach dem Stopp im 

Sommer sollte eine ausgiebige Information und Diskussion zu Not-

wendigkeit, Bedarf, Planung und Ausgestaltung erfolgen. Stattdes-

sen stehen Erweiterung und zusätzlicher Parkplatz einfach wieder 

in der Haushaltsvorlage.  

Die Schulentwicklung ist ein sensibles und wichtiges Thema für un-

sere Gemeinde und sicherlich auch ein bedeutender Standortfaktor. 

Richtig ist aber auch, dass wir die Schulen mit erheblichen finanzi-

ellen Mitteln ausstatten. Alleine die Schulbeförderung fordert von 

uns jährlich über eine ½ Million Euro. Da hätte die SPD schon er-

wartet, dass alle Parteien vorab am Entscheidungsprozess beteiligt 

würden und ein Beschlussvorschlag nicht einfach im Rahmen der 

Haushaltsberatungen vorgelegt würde. Aber so kennen wir es ja lei-

der bereits aus dem letzten Jahr. 
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Der vorliegende Haushaltsentwurf enthält keinerlei Einsparvorschläge. Er 

ist geprägt vom weiter so. Er beinhaltet lediglich den Versuch die Finan-

zierung sämtlicher Projekte so über die Jahre zu verteilen, dass eine 

Haushaltssicherung vermieden wird. Diese würde ja dann erfolgen, wenn 

in zwei aufeinander folgenden Jahren jeweils mehr als 5% der allgemei-

nen Rücklage einsetzen müssten. Um dies zu vermeiden sollen nun jähr-

lich bis zu 8 Mio. € Kredite aufgenommen werden. Aber die Zinsen hierfür 

werden zukünftige Haushalte zusätzlich belasten. 

Das folgende hatten wir bereits 2024 gefordert. 

Die Mitglieder der SPD-Fraktion halten es für dringend erforderlich in ei-

nem fraktionsübergreifenden Austausch über die zukünftige Entwicklung 

unserer Gemeinde mit zwei Ortsteilen einzutreten. Vor dem Hintergrund 

der finanziellen Risiken ist es notwendig zu entscheiden was uns am wich-

tigsten ist. Es geht uns um eine Reihenfolge. Was hat Vorrang, eine At-

traktivierung des Ortskerns für viele Millionen Euro, die geplante Anbin-

dung des neuen Gewerbegebietes über einen weiteren Kreisverkehr, die 

Erweiterung der Verbundschule oder ein Kreisverkehr an der Bahnhof-

straße? Statt einer Priorisierung wird uns aber heute wieder eine Entschei-

dung abverlangt: alles oder nichts? Es ist unseriös sämtliche Wünsche der 

unterschiedlichen Interessenvertretungen in dieser Gemeinde erfüllen zu 

wollen. Es ist unsere Aufgabe Schwerpunkte zu setzen Eine Priorisierung 

muss festgelegt werden, um die finanziellen Mittel am sinnvollsten einzu-

setzen. Genau an diesem Scheidepunkt befinden wir uns weiterhin.  

Die Gründung unserer Wohnungsbaugesellschaft (IStAG) ist erfolgt. 

Jetzt müssen aber Taten folgen, denn der Bedarf an preiswertem Wohn-

raum ist weiterhin hoch und wird zukünftig noch steigen. 

Das voraussichtliche Jahresergebnis im Ergebnisplan für 2026 weist ein 

Minus von ca. 1,172 Mio. € auf. Durch die Inanspruchnahme der Aus-

gleichsrücklage in gleicher Höhe ist der Haushalt 2026 im vorliegenden 

Entwurf fiktiv ausgeglichen. 

Die wirtschaftliche Entwicklung für das Jahr 2026 kann zwar nicht genau 

vorausgesagt werden, aber alle Fachleute gehen, wenn überhaupt, nur 

von einem geringen Wirtschaftswachstum aus. Somit sind auch Progno-

sen zu den Steuereinnahmen im Jahr 2026 wieder nicht sehr belastbar. 
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Wie die zurückliegenden Haushalte enthält auch der Haushalt für das 

kommende Jahr und auch in der mittelfristigen Planung nicht nur Gelder 

für Pflichtaufgaben. In den kommenden Jahren sind weiterhin erhebliche 

Ausgaben, die mit riesigen Defiziten einhergehen, geplant. Erneut wur-

den wichtige Vorlagen ohne ausreichende vorherige Beteiligung der poli-

tischen Entscheidungsträger zur Abstimmung gebracht. Es gibt weiterhin 

keine Reihenfolge oder Priorisierung der geplanten Maßnahmen und 

keine Einsparvorschläge. 

 

In Anbetracht dieser Mängel, den beschriebenen Risiken sowie der Be-

fürchtung, dass sich unsere Kommune finanziell übernimmt, stimmt die 

SPD-Fraktion deshalb dem Haushaltsentwurf für 2026 und den mittelfris-

tigen Planungen nicht zu.  

Ich wünsche Ihnen und Ihren Familien eine gesegnete Weihnachtszeit, ein 

besinnliches Fest und ein paar schöne Stunden zusammen mit Ihren Fa-

milien, Verwandten und Freunden.  

Kommen Sie gut ins neue Jahr. 


